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Telefon 031 310 28 28
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Handelsschule/Kaderschule
Handelsdiplom•
HöheresWirtschaftsdiplom HWD/VSK•
Betriebsökonom/Betriebswirtschafter VSK•
Techn. Kaufmann eidg. FA•
Bachelor/Master-Degree•
Marketing-/Personalfachschule•

Arzt-/Spitalsekretärin
Chefarztsekretärin/Med. Praxisleiterin•
Med. Sprechstundenassistentin•
Ernährungsberater/in•
Gesundheitsmasseur/in / -berater•
Wellness-/Fitnessberater/in eidg. FA•Informieren Sie sich unverbindlich!

Weiterbilden–Weiterkommen

Zürich St. Gallen Bern Luzern

Kursbeginn: ab 24.August 2015
Informieren Sie sich unverbindlich!
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Informieren Sie sich unverbindlich !

Deutsch intensiv
German for foreigners
Allemand pour étrangers
Tedesco per stranieri
Alemán para extranjeros

Probelektion
gratis!

Beginn jetzt !

Englisch/Franz.
Ital./Spanisch
Deutsch f. Fremdspr.
im Free-System

■ Moderner Gruppenunterricht
■ vormittags, nachmittags, abends
■ Anfängerstufe bis Goethe-Diplom

■ Sie bestimmen die Unterrichtszeit
■ Sie kommen, wann Sie wollen
■ Sie lernen, so rasch Sie wollen
■ Intensivkurse/Privat-/Kleingruppen
■ Anfänger- bis Diplomstufe

TEL. 031 310 28 28

AARBERGERGASSE 5 (NÄHE HAUPTBAHNHOF)
3011 BERN PARKING METROP

www.benedict.ch

Weil es durch nichts
ersetzbar ist:

Spende Blut –
rette Leben

Anzeige

Tribüne YB spielt morgen gegen den FC Karabach. 
Vom Fairplay ist die autoritäre Politik in 
Aserbeidschan weit entfernt. Matthias Hui

Menschenrechte mit 
Füssen getreten
«Karabach ist der schwierigstmögliche 
Gegner», sagte YB-Sportchef Fredy 
Bickel nach der Auslosung. Am Don-
nerstag trägt der BSC Young Boys das 
Heimspiel der Europa-League-Playoffs 
gegen den hierzulande kaum bekann-
ten FC Karabach Agdam aus.

Die Erwartungen an die Mannschaft 
kommen in Aserbeidschan auch von 
ganz oben. Mitte Dezember 2014 lud 
Staatspräsident Ilham Alijew den 
FC Karabach zum Empfang. Die Ent-
wicklung des Fussballs, so Alijew an 
diesem Anlass, gehöre zu den Prioritä-
ten der Regierungspolitik. Mit einer 
Spende von knapp einer Million Fran-
ken aus dem präsidialen Budget feierte 
er die letztjährigen Erfolge in der 
Europa League, wo der Club die Grup-
penphase erreichte. Der FC Karabach 
schied nur aus, weil ihm im letzten 
Spiel gegen Inter Mailand in der Nach-
spielzeit ein reguläres Tor aberkannt 
wurde. «Der Sieg wurde euch auch aus 
der Hand gestohlen», kommentierte 
der Präsident beim Empfang den 
Vorfall gemäss einer aserbeidschani-
schen Nachrichtenagentur: «Es ist 
schwierig, Ungerechtigkeit zu akzep-
tieren, auch der Staat ist mit dieser 
Tatsache konfrontiert.»

Damit spielte der Präsident auf den 
Konflikt mit Armenien um das Gebiet 
Berg-Karabach an. Aus dieser Region 
stammt der nun in der Hauptstadt Baku 
angesiedelte Club ursprünglich. Vor 
dem Hintergrund langer Unabhängig-
keitsbestrebungen der mehrheitlich 
armenischen Bevölkerung kam es 1992 
zu einem Krieg zwischen Aserbei-
dschan und Armenien. Er forderte 
gegen 30 000 Tote, führte zur Vertrei-
bung zahlreicher Menschen und zur 
anhaltenden Besetzung weiter Gebiete 
durch Armenien.

Brutale Verfolgung
Eine Lösung dieses «eingefrorenen» 
Konflikts zeichnet sich nicht ab. Auch 
die Schweiz ist in Friedensbemühun-
gen involviert. Nicht zuletzt der OSZE-
Vorsitz 2014 hat unserem Land in der 
dortigen Zivilbevölkerung zum Image 
einer Vorreiterin für Frieden und 
Menschenrechte verholfen. Das Re-
gime Alijew verfolgt gerade in jüngster 
Zeit kritische Journalistinnen, Men-
schenrechtsverteidiger und Vertreter 
von Nichtregierungsorganisationen mit 
immer brutaleren Mitteln. Jegliche 
Kritik soll zum Verstummen gebracht 
werden. Erst vor einer Woche wurden 
in einem politischen Schauprozess die 
bekannte Bürgerrechtsaktivistin Leyla 
Yunus zusammen mit ihrem Mann 
unter abstrusen Vorwänden zu achtein-
halb respektive sieben Jahren Gefäng-
nis verurteilt. Beide sind krank und 
erhalten in der Haft nicht die notwen-
dige medizinische Versorgung. Der 
Journalist und Präsident einer Organi-

sation für Medienfreiheit, Rasim Ali-
jew, wurde Anfang August von Unbe-
kannten so zusammengeschlagen, dass 
er an seinen Verletzungen starb. Er 
erhielt zuvor massive Drohungen. Die 
Regierung verneint politische Hinter-
gründe. Vor genau einem Jahr wurde 
seine Organisation vom Staat geschlos-
sen. Damals sah sich ihr Gründer, Emin 
Huseynow, gezwungen, sein Leben zu 
retten, indem er sich in die schweizeri-
sche Botschaft in Baku flüchtete. Nach 
zähen Verhandlungen landete er eines 
Nachts im Juni dieses Jahres auf dem 
Flughafen Belp. Didier Burkhalter 
nahm ihn im Bundesratsjet von seiner 
Reise an die pompöse Eröffnung der 
Europaspiele in Baku gleich mit. 

Wirtschaft vor Menschenrechten
Wenn Bundesrat Schneider-Ammann 
das Land besucht, so wie 2013 mit 
einer grossen Wirtschaftsdelegation, 
wird kaum über Menschenrechte 
gesprochen. Aserbeidschan verfügt 
über enorme Erdöl- und Erdgasvor-
kommen und setzt sich auch als Alter-
native zu Russland im Westen gut in 
Szene. Und das Land gehört zur von 
der Schweiz angeführten Stimmrechts-
gruppe in Weltbank und Währungs-
fonds, «die sich wie das Who’s who 
zentralasiatischer Despotien liest» 
(NZZ-Chefredaktor Eric Gujer).

Das schweizerische Energieunter-
nehmen Axpo ist an einem langfristi-
gen Abnahmevertrag für Gas und an 
der sich im Bau befindlichen Trans 
Adriatic Pipeline beteiligt. Holcim hat 
ein grosses Zementwerk erstellt. Die 
Trüb AG rüstet Aserbeidschan mit 
elektronischen Identitätskarten aus. 
Alle Verhandlungen laufen in diesem 
oligarchischen System mit faktischen 
Monopolen, grassierender Korruption 
und fehlender Rechtssicherheit – so 
der Wirtschaftsbericht der Schweizer 
Botschaft in Baku 2015 – über das 
Regime. Peter Spuhler, CEO der Stadler 
Rail, die Zugkompositionen liefert und 
eine Waggonfabrik errichtet, sagte am 
14. Juni 2014 zum «Blick»: «Wir können 
uns in den Verhandlungen nicht auch 
noch um Menschenrechte kümmern.» 

Im Gegenzug unterhält die staatliche 
aserbaidschanische Energiegesellschaft 
Socar in der Schweiz ein Netz von 
160 Tankstellen. Socar ist Sponsor der 
Fussball-Europameisterschaft 2016; 
vier Spiele werden in Aserbeidschan 
stattfinden. Der Fussball soll dem Land 
Türen zur Welt aufstossen. 

Morgen wird im Stade de Suisse 
Fussball gespielt. Aber die Menschen-
rechte dürfen nicht mit Füssen getre-
ten werden.

Matthias Hui arbeitet bei der Menschen-
rechtsorganisation Humanrights.ch als 
Koordinator der schweizerischen 
NGO-Arbeitsgruppe OSZE.

Die Mehrheit geht ans Gymnasium
Man kann die Misere nicht einfach den 
Lehrern in die Schuhe schieben. Früher 
kannte man dieses Phänomen nicht. Es 
ging aber auch nur eine Minderheit der 
Sekundarschüler ans Gymnasium, d. h. 
die sehr gut qualifizierten. Heute ist es 
die Mehrheit. Da sollte man sich ge-
wisse Überlegungen machen.

Beatrice Trachsel, Fraubrunnen

Mathe-Misere Jeder 
Zweite ist ungenügend, 
«Bund» vom 17. August

Die Redaktion freut sich über Zuschriften. 
Je kürzer sie sind, desto eher werden sie 
publiziert.Vorrang haben Briefe, die sich 
auf einen Artikel im «Bund» beziehen. Die 
Redaktion entscheidet über Auswahl und 
Kürzungen. Korrespondenz wird keine 
geführt. E-Mail: leserbriefe@derbund.ch

Liebe Leserinnen und Leser

Krankenkassen Der Bundesrat will die Rabatte für die Franchisen senken  
und sorgt damit für grossen Unmut. Iwan Städler

Stoppt die Franchisen-Wechsel
Der Unmut über die bundesrätliche 
Franchisen-Reform ist riesig. Und er ist 
verständlich. Geht es nämlich nach der 
Landesregierung, müssen künftig 
1,14 Millionen Schweizerinnen und 
Schweizer deutlich mehr Krankenkas-
senprämien zahlen. Betroffen sind all 
jene, die sich für die höchste Franchise 
von 2500 Franken entschieden haben. 
Ihnen will der Bundesrat den Rabatt 
stutzen, weshalb sie allein deswegen mit 
einem Anstieg ihrer Jahresprämie um 
bis zu 440 Franken rechnen müssen.

Logisch, dass sie sich darob empö-
ren. In einer nicht repräsentativen 
Umfrage von Derbund.ch sprechen 
sich über 90 Prozent der gut 6000 
Teilnehmenden dagegen aus. Sie 
finden es falsch, dass ausgerechnet 
jene bestraft werden, die am meisten 
Eigenverantwortung übernehmen. In 
der Tat überlegen sich Selbst zahler 
besser, ob ein Arztbesuch nötig ist. 
Und sie kommen eher auf die Idee, das 
teure Originalmedikament durch ein 
günstigeres Generikum zu ersetzen. 
Dies spart Kosten und müsste ganz im 
Interesse des Bundesrats sein.

Gesunde kämen zu gut weg
Mit Eigenverantwortung allein funktio-
niert eine soziale Krankenversicherung 
aber nicht. Da hat der Bundesrat durch-
aus recht. Dürften die Kassen ihre 
Prämien völlig frei festlegen, müssten 
chronisch Kranke exorbitante Prämien 
zahlen. In der Grundversicherung 
müssen die Kranken kassen daher allen 
Erwachsenen dieselbe Prämie verrech-
nen – ob gesund oder krank, ob jung 

oder alt. Nun lässt sich dies aber mittels 
hoher Franchise teilweise unterlaufen. 
Kein chronisch Kranker wird nämlich 
auf die Idee kommen, eine Franchise 
von 2500 Franken zu wählen. Es sind 
vor allem die Gesunden, die sich dafür 
entscheiden. Jene, die davon ausgehen, 
dass ihre Kosten im nächsten Jahr nicht 
mehr als 1700 Franken ausmachen. 
Dann lohnt sich die höchste Franchise 
dank des Rabatts, sonst nicht.

Diese Gesunden kämen heute zu gut 
weg, findet nun Bundesrat Alain Ber-

set. Berechnungen seines Bundesamts 
für Gesundheit zeigten nämlich, dass 
unter den heutigen Bedingungen selbst 
die meisten Versicherten mit 300er-
Grundfranchise profitieren würden, 
wenn sie zur 2500er-Franchise wech-
selten. Dies, obwohl unter ihnen die 
Kranken überdurchschnittlich vertre-
ten sind. Daraus lässt sich schliessen, 
dass die Gesunden mit Höchstfranchise 
noch stärker profitieren. Zu stark, 
findet Berset und will die Rabatte 
senken.

Er glaubt offenbar nicht an einen 
Wandel durch den verfeinerten Risiko-
ausgleich, der 2017 in Kraft tritt. Dann 

werden Versicherer mit vielen Gesun-
den den Kassen mit vielen Kranken 
mehr Geld überweisen müssen. Das 
mildert den Anreiz, überhöhte Fran-
chisen-Rabatte zu gewähren. Doch 
Berset setzt lieber auf staatliche Vorga-
ben – und nimmt den Unmut in Kauf.

Den augenfälligsten Missstand 
beseitigt der Bundesrat jedoch nicht: 
Nach wie vor soll man  jedes Jahr von 
neuem entscheiden dürfen, mit wel-
cher Franchise man versichert sein 
möchte. Dies ermöglicht besonders 
Schlauen eine Franchise von Fall zu 
Fall. Wenn sie gerade ein grösseres 
Leiden haben, entscheiden sie sich für 
die Grundfranchise, andernfalls für die 
Höchstfranchise. Vor allem richten sie 
es so ein, dass längerfristig anstehende 
Operationen und grössere 
 Untersuchungen in einem Jahr anfal-
len, in dem sie nur die ersten 300 Fran-
ken selbst bezahlen müssen. Mal setzen 
sie also auf Eigenverantwortung, mal 
nicht – wie es gerade passt.

Diesen Unsinn hätte die Politik schon 
lange stoppen sollen. Indem sie dafür 
sorgt, dass Wahlfranchisen nur über 
mehrere Jahre abgeschlossen werden 
können. So käme die Eigenverantwor-
tung auch dann zum Tragen, wenn sie 
wirklich einschenkt. Nämlich dann, 
wenn tatsächlich Gesundheitskosten 
entstehen, die sich dank Genügsamkeit 
eindämmen lassen. Eine solche Anpas-
sung zieht der Bundesrat aber nicht 
einmal in Erwägung, obwohl dies allen 
einleuchten würde. Ganz im Gegensatz 
zur Reduktion der Rabatte, die jetzt für 
grossen Unmut sorgt.

Wahlfranchisen sollten statt jährlich nur über mehrere Jahre abgeschlossen werden können. Foto: zvg

«Den augenfälligsten 
Missstand beseitigt der 
Bundesrat nicht.»


